
Gesetzlichkeit und Gerechtigkeit in der Strafrechts­
pflege gewährleisten. Damit ist keinesfalls' beabsich­
tigt, die Rechte des Angeklagten im Rechtsmittelver­
fahren zu beschneiden. Die durch den Wegfall der 
Beschränkung des Rechtsmittels eröffnete Möglichkeit 
zur umfassenden Überprüfung des erstinstanzlichen 
Urteils darf also nicht dazu führen, bei einem wenn 
auch nur teilweise zugunsten des Angeklagten einge­
legten Protest im Ergebnis das Verbot der Straferhö­
hung generell zu umgehen. Ist aber ein Protest teils 
zugunsten, teils zuungunsten möglich, so ergeben sich 
daraus für die Tätigkeit des Rechtsmittelgerichts fol­
gende Konsequenzen:
Der partiell mit unterschiedlicher Zielstellung einge­
legte Protest hat keinen Einfluß auf den Umfang der 
Überprüfung durch das Rechtsmittelgericht. Dieses 
darf aber in seiner Entscheidung nicht über das Ver­
langen des Staatsanwalts hinausgehen. Ein teils zugun­
sten, teils zuungunsten eingelegter Protest darf folg­
lich nicht als ausschließlicher Protest zuungunsten ge­
deutet werden; d. h., über das ausdrücklich bestimmte 
Verlangen des Staatsanwalts hinaus darf keine Ent­
scheidung zuungunsten des Angeklagten getroffen wer­
den. Das wird an folgendem Beispiel deutlich:
Das Vordergericht verurteilt einen Angeklagten wegen 
Herbeiführung eines schweren Verkehrsunfalls (§ 196 
StGB) auf Bewährung,' entgegen dem Antrag des 
Staatsanwalts spricht es jedoch keinen Fahrerlaubnis­
entzug ( § 5 4  StGB) aus. Mit dem Protest des Staats­
anwalts wird eine Herabsetzung der Bewährungsfrist 
und der angedrohten Freiheitsstrafe und der Entzug 
der Fahrerlaubnis begehrt. In diesem Fall darf un­
geachtet der umfassenden Überprüfung des erstinstanz­
lichen Verfahrens eine Entscheidung zuungunsten des 
Angeklagten nur hinsichtlich der Zusatzstrafe ergehen. 
Dagegen darf nicht zu seinen Ungunsten auf eine Frei­
heitsstrafe erkannt werden, selbst wenn sich im kon­
kreten Fall die Hauptstrafe als unrichtig erweisen 
sollte; denn der nur teilweise zuungunsten eingelegte 
Protest ist nicht einem globalen Protest dieser Art 
gleichgesetzt und verbietet deshalb eine Straferhöhung 
hinsichtlich der Hauptstrafe.
Wenn also einerseits ein Protest teils zugunsten, teils 
zuungunsten möglich ist, muß andererseits auch die 
Zulässigkeit der teilweisen Rücknahme eines Protestes 
bejaht werden, ohne daß damit Auswirkungen auf 
den Umfang der Nachprüfung durch das Rechtsmittel­
gericht verbunden sind. Jedoch verbietet sich auch in 
solchen Fällen, hieraus nachteilige Folgen für den An­
geklagten abzuleiten. Bei der Rücknahme des teilweise 
zuungunsten eingelegten Protestes entsteht diese Ge­
fahr nicht, weil der nunmehr noch übriggebliebene 
Teil des Protestes als ein zugunsten eingelegtes Rechts­
mittel zu bewerten ist. Bei Rücknahme des teilweise 
zugunsten eingelegten Protestes hingegen erlangt der 
aufrechterhaltene Teil des Protestes, der zuungunsten 
eingelegt worden ist, nicht die Qualität eines insgesamt 
zuungunsten eingelegten Protestes. Das auch deshalb 
nicht, weil die Rücknahme dieses Teils des Protestes 
ohne die Zustimmung des Angfiklagten nicht wirksam 
ist (§ 286 Abs. 3 StPO).
Diese Erwägungen verdeutlichen die in der vorstehen­
den Entscheidung enthaltene Aussage, daß zwar eine 
nur zum Teil erklärte Rücknahme des Protestes auf 
den Umfang der Nachprüfung keinen Einfluß haben 
kann, bei der teilweisen Rücknahme eines zuungunsten 
eingelegten Protestes jedoch sich insoweit eine Ent­
scheidung zuungunsten des Angeklagten aus den Grün­
den des Verbots der Straferhöhung verbietet.

Dr. Hans N e u m a n n ,
Oberrichter am Obersten Gericht

Zivilrecht

§§166, 168 VVG; § 133 BGB; §§ TA, 13 Abs. 1, 14, 39 
FGB; § 13» ZPO.

1. Die Bezugsberechtigung eines Ehegatten aus dem 
vom anderen Ehegatten abgeschlossenen Lebensver­
sicherungsvertrag wird auch ohne ausdrücklichen 
Widerruf des Versicherungsnehmers gegenüber dem 
Versicherer grundsätzlich mit der Scheidung der Ehe 
gegenstandslos. Das gilt sowohl, wenn der Ehegatte in 
der Begünstigungserklärung namentlich bezeichnet 
worden ist, als auch dann, wenn die Erklärung ledig­
lich auf den Ehegatten ohne Hinzufügung des Namens 
lautet. Daß die Bezugsberechtigung unabhängig vom 
Bestand der Ehe sein soll, hat als Ausnahme der ge­
schiedene Ehegatte zu beweisen.
Mit dem Erlöschen der Bezugsberechtigung steht das 
Recht auf die Versicherungsleistung dem Versiche­
rungsnehmer zu. Wird von ihm nicht ein anderer Be­
zugsberechtigter bestimmt, so fällt der Anspruch mit 
seinem Tode in den Nachlaß.
Z. Der Anspruch eines Ehegatten auf Leistungen aus 
einem von ihm auf seine Person abgeschlossenen Le­
bensversicherungsvertrag zählt grundsätzlich zu den 
Vermögensrechten, die dann, wenn sie von ihm wäh­
rend der Ehe durch Arbeit oder aus Arbeitseinkünften 
erworben worden sind, beiden Ehegatten gemeinsam 
gehören, sofern nicht der Anspruch durch die Fest­
legung einer Bezugsberechtigung in Übereinstimmung 
mit §14 FGB dem begünstigten Ehegatten allein zu­
stehen soll.
3. Wird die Begünstigung des Ehegatten in einem 
Lebensversicherungsvertrag mit der Scheidung der 
Ehe gegenstandslos und steht damit das Recht auf 
die Versicherungsleistung nunmehr dem Versiche­
rungsnehmer, dem anderen Ehegatten, zu, so hat der 
begünstigt gewesene Ehegatte Anspruch auf Einbezie­
hung des Wertes der Lebensversicherung im Zeitpunkt 
der Rechtskraft der Scheidung in eine im Zusammen­
hang mit der Ehescheidung erfolgende Verteilung des 
gemeinschaftlichen Eigentums und Vermögens.
Dieser Wert stellt sich in dem zu diesem Zeitpunkt 
aus Teilen der eingezahlten Versicherungsbeiträge an­
gesammelten Sparguthaben (Rückkaufswert) dar, so­
fern es sich nicht um eine Risiko-Lebensversicherung 
handelt, bei der kein Sparguthaben gebildet wird.
4. Das Gericht ist verpflichtet, im Ehescheidungsver­
fahren und auch in einem etwaigen nachfolgenden 
Vermögens verteilungsverfahren auf die sich aus einer 
von einem Ehegatten auf seine Person mit oder ohne 
Begünstigung des anderen Ehegatten abgeschlossenen 
Lebensversicherung ergebenden Ansprüche und das 
grundsätzliche Erlöschen der Bezugsberechtigung hin­
zuweisen. Dabei sollte auch klargestellt werden, ob 
ggf. trotz Scheidung der Ehe die Bezugsberechtigung 
bestehenbleiben soll.

OG, Urt. vom 27. April 1971 - 2 Zz 1/71.

Der Tischlermeister H., dessen Ehe mit der Klägerin 
im Jahre 1962 geschieden wurde, hatte 1956 eine Lebens­
versicherung abgeschlossen und für den Todesfall „die 
Ehefrau G. H. geb. B.“ (die Klägerin) als bezugsberech­
tigt bestimmt Er ist 1969 verstorben. Zuletzt war er mit 
der Verklagten verheiratet, die er durch Testament als 
seine Alleinerbin eingesetzt hat Die im Antrag auf Ab­
schluß der Lebensversicherung, nicht aber auf dem Ver­
sicherungsschein vermerkte Bezugsberechtigung hat er 
nicht widerrufen oder geändert
Die Klägerin hat zur Geltendmachung des Anspruchs auf 
die Versicherungsleistung bei der Staatlichen Versiche­
rung der DDR mit ihrer Klage die Herausgabe desVer-
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